
 

 

  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 13 R 101/14 B 
 
L 2 R 241/13 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 20 R 461/11 (SG Speyer) 
 
 
 
………………….., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………, 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Rheinland-Pfalz, 
Eichendorffstraße 4 - 6, 67346 Speyer, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 30. Mai 2014 durch 

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S t e i n w e d e l    sowie die Richter   G a s s e r  

und   K a l t e n s t e i n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 17. Februar 2014 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtli-

chen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das LSG Rheinland-Pfalz hat mit Urteil vom 17.2.2014 einen Anspruch der Klägerin auf Rente 

wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin beim BSG Beschwerde 

eingelegt. Sie macht ausschließlich eine Divergenz geltend. 

 

Die Beschwerde der Klägerin ist unzulässig. Ihre Beschwerdebegründung vom 26.5.2014 ge-

nügt den gesetzlichen Anforderungen nicht, weil der Zulassungsgrund der Rechtsprechungsab-

weichung (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) nicht ordnungsgemäß bezeichnet worden ist (§ 160a Abs 2 

S 3 SGG). 

 

Divergenz im Sinne der vorgenannten Bestimmung liegt vor, wenn die tragenden abstrakten 

Rechtssätze, die zwei Entscheidungen zugrunde gelegt worden sind, nicht übereinstimmen. Sie 

kommt nur dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abwei-

chung von einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des 

BVerfG aufgestellt hat. Eine Abweichung liegt folglich nicht schon dann vor, wenn die Entschei-

dung des LSG nicht den Kriterien entspricht, die eines der vorgenannten Gerichte aufgestellt 

hat, sondern erst, wenn das LSG diesen Kriterien widersprochen, also andere rechtliche Maß-

stäbe entwickelt hat. Nicht die Unrichtigkeit der Entscheidung im Einzelfall, sondern die Nicht-

übereinstimmung im Grundsätzlichen begründet die Zulassung der Revision wegen Abwei-

chung. Darüber hinaus verlangt der Zulassungsgrund der Divergenz, dass die angefochtene 

Entscheidung auf der Abweichung beruht (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG). Bezogen auf die Darle-

gungspflicht bedeutet das vorstehend Gesagte: Die Beschwerdebegründung muss erkennen 

lassen, welcher abstrakte Rechtssatz in der herangezogenen höchstrichterlichen Entscheidung 

enthalten ist und welcher in der Entscheidung des LSG enthaltene Rechtssatz dazu im Wider-

spruch steht. Ferner muss aufgezeigt werden, dass auch das BSG die oberstgerichtliche Recht-

sprechung im Revisionsverfahren seiner Entscheidung zugrunde zu legen haben wird (stRspr; 

vgl zum Ganzen: BSG vom 29.3.2007 - SozR 4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 17; BSG vom 

26.6.2006 - SozR 4-1500 § 160 Nr 10 RdNr 4; BSG vom 29.11.1989 - SozR 1500 § 160a Nr 67 

S 89 f; BSG vom 29.9.1975 - SozR 1500 § 160a Nr 14 S 22). 

 

Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Die Klägerin trägt vor, 

das LSG weiche von der Entscheidung des BSG (Großer Senat) vom 19.12.1996 (GS 

2/95 - BSGE 80, 24 = SozR 3-2600 § 44 Nr 8) ab. Aufgrund der bei ihr festgestellten Gesund-

heitsstörungen und Leistungseinschränkungen sei das Berufungsgericht zu Unrecht zu dem 

Ergebnis gelangt, dass keine Summierung ungewöhnlicher Leistungseinschränkungen oder eine 

schwere spezifische Leistungsbehinderung vorliege. Deshalb habe es auch die Notwendigkeit 
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der Benennung einer konkreten Verweisungstätigkeit nicht beachtet. Diese Entscheidung des 

LSG verstoße gegen den vorgenannten BSG-Beschluss.   

 

Mit diesem Vorbringen hat die Klägerin eine Divergenz iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG nicht dar-

gelegt. Es fehlt bereits an der Bezeichnung eines divergierenden abstrakten Rechtssatzes aus 

der Entscheidung des LSG. Vielmehr trägt die Klägerin selbst vor, dass sich das Berufungsge-

richt auf die Grundsätze der Entscheidung des Großen Senats des BSG vom 19.12.1996 (aaO) 

gestützt habe. Sie behauptet lediglich, dass das LSG hiervon ausgehend aus ihrer Sicht zu ei-

nem unzutreffenden Ergebnis gelangt sei. Damit rügt sie die - vermeintliche - Unrichtigkeit der 

Rechtsanwendung in ihrem konkreten Einzelfall. Ihr Vortrag geht daher über eine unbeachtliche 

Subsumtionsrüge nicht hinaus.  

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Beschwerde 

erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 2 und 3 SGG durch Beschluss ohne Zu-

ziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 SGG. 
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